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Teil 1 Allgemeine Regelungen
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
1.1. Zuwendungszweck

(1) Ziel der Richtlinie ist, eine Verbesserung der Teilhabe der Dresdner Einwohnerinnen
und Einwohner am gesellschaftlichen Leben unabhangig von Alter, Geschlecht, Behin-
derung, Migrationshintergrund, Einkommen, Lebenslage oder Erwerbsstatus, zu for-
dern.

(2) Zuwendungen gemaR dieser Fachforderrichtlinie sind zweckgebundene 6ffentlich-
rechtliche Geldleistungen der Landeshauptstadt Dresden zur Erflllung 6ffentlicher
Aufgaben an Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger. Es kann sich
dabei um die Gewdhrung von Mitteln handeln, die auf Grundlage der beschlossenen
Haushaltssatzung nach § 74 der Sachsischen Gemeindeordnung (SachsGemQ), in der
jeweils geltenden Fassung, von der Landeshauptstadt Dresden bereitgestellt werden
oder um die Weitergabe von Mitteln der Europdischen Union, des Bundes, des Frei-
staates Sachsen oder anderer Zuwendungsgeberinnen und Zuwendungsgebern tber
die Landeshauptstadt Dresden an Dritte als Zuwendungsempfangerinnen und Zuwen-
dungsempfanger.

(3) Zuwendungen werden im Rahmen der Aufgabenerfiillung nach § 2 der SichsGemO
gewdhrt, wenn die Landeshauptstadt Dresden an der Erfillung des von den Zuwen-
dungsempfangerinnen und Zuwendungsempfangern beabsichtigten Zwecks ein er-
hebliches Interesse hat, dieser Zweck ohne die Zuwendung nicht oder nicht im not-
wendigen Umfang erfiillt werden kann und Haushaltsmittel zur Verfligung stehen.
Dies setzt voraus, dass mit der MalRnahme eine im Rahmen der kommunalen Pla-
nungsverantwortung und Daseinsvorsorge liegende Aufgabe erfiillt werden kann. Ein
Rechtsanspruch auf Gewadhrung von Zuwendungen besteht weder dem Grunde noch
der Hohe nach, auch wenn in der Vergangenheit Zuwendungen gewahrt worden sind.
Die Bewilligungsbehorde (Landeshauptstadt Dresden) entscheidet aufgrund ihres
pflichtgemaBen Ermessens im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel.

(4) Fir denselben Zweck kdnnen Zuwendungen sowohl von der Landeshauptstadt Dres-
den als auch von anderen Bewilligungsbehorden bewilligt werden.
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1.2.

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

2.

Rechtsgrundlagen

Diese Fachforderrichtlinie beruht auf Grundlage der Rahmenrichtlinie der Landes-
hauptstadt Dresden (RRL LHD) sowie nachfolgender Rechtsgrundlagen, insbesondere
Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Dresden, Hauptsatzung der Landeshaupt-
stadt Dresden, Sachsische Haushaltsordnung (SdHO), Anlehnung an die Verwaltungs-
vorschriften zur Sachsischen Haushaltsordnung (VwV-SdHO) (insbesondere § 23 und
§ 44 VwV-S3aHO), Sachsische Gemeindeordnung (SdchsGemOQ), Sachsische Kommunal-
haushaltsverordnung (SachsKkomHVO), Verwaltungsvorschrift Kommunale Haushalts-
wirtschaft (VwV KomHWi), Verwaltungsverfahrensgesetz (VWVfG) in Verbindung mit
§ 1 Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungs-
rechts fir den Freistaat Sachsen (SachsVwVfZG), Verwaltungsvorschrift Kommunale
Haushaltssystematik (VwV KomHSys), Sdachsische Kommunale Kassen- und Buchfiih-
rungsverordnung (SachsKkomKBVQ), Grundgesetz (insbesondere Artikel 3 GG Gleich-
behandlungsgrundsatz), Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), Umsatzsteuergesetz
(UStG), Abgabenordnung (AO), Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), Vorgaben der
UN-Behindertenrechtskonvention, Unionsrecht, insbesondere Artikel 107, 108 und
109 AEUV sowie die darauf beruhenden Ausflihrungsverordnungen in der jeweils ak-
tuellen Fassung.

Weitere Rechts- und Entscheidungsgrundlagen sind insbesondere Stadtratsbe-
schliisse sowie deren untergeordneter Gremien, Fachpldne und Konzepte in der je-
weils aktuellen Fassung.

Fiir aufgaben- bzw. malRnahmenbezogene Prazisierungen oder abweichende Rege-
lungen konnen fir einen begrenzten Zeitraum (in der Regel eine Haushaltsperiode),
in Abstimmung mit dem Sozialamt, Durchfiihrungsbestimmungen erlassen werden.
Die Bewilligungsbehdrde kann bei begriindeten Sachverhalten in Ubereinstimmung
mit den rechtlichen Grundlagen Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Fachfor-
derrichtlinie zulassen.

Ein Rechtsanspruch auf eine Zuwendungsgewdhrung besteht weder dem Grunde
noch der Hohe nach, auch wenn in der Vergangenheit bereits Zuwendungen gewahrt
worden sind. Die Zuwendungen werden nach pflichtgemalRem Ermessen im Rahmen
der verfiigbaren Haushaltsmittel gewahrt.

Gegenstand der Férderung

Nach Malgabe dieser Fachférderrichtlinie werden MaRnahmen und Projekte in folgenden
Forderbereichen unterstitzt:
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Regelleistungen

Weiterentwicklung von Vorhaben mit besonderem kommunalen Interesse
Gruppenangebote und KleinmalRnahmen

fachspezifische Einzelmalnahmen

Investitionen fiir Baumalnahmen

Investitionen fir bewegliche Sachen des Anlagevermogens.

Nahere Bestimmungen sind in Teil 2 dieser Richtlinie aufgefiihrt.
3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger

(1) Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger im Sinne dieser Fachfor-
derrichtlinie sind Trager der Wohlfahrtspflege sowie Kirchen und Religionsgemein-
schaften des offentlichen Rechts und sonstige rechtsfahige gemeinniitzige Vereine
und Gesellschaften, anerkannte Betreuungsvereine, Verbande, juristische Personen
des Privatrechts sowie Selbsthilfegruppen, Initiativen und biirgerschaftlich engagierte
Gruppen, die Aufgaben erfiillen, die im Interesse der Landeshauptstadt Dresden lie-
gen.

(2) Die Weitergabe an Dritte ist zuldssig, wenn z. B. Mittel fiir ein Gemeinschaftsprojekt
von mehreren Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfangern oder tber
einen Dachverband beantragt werden.

4, Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Zuwendungen kénnen nur gewahrt werden, wenn die Landeshauptstadt Dresden an
der Erfullung der Aufgabe/des beabsichtigten Zwecks durch andere Aufgabentrager
(Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger) ein erhebliches Interesse
hat, das ohne die Zuwendung nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt
werden kann.

(2) Die Forderung hat im Ubrigen dem Nachrangprinzip zu folgen, nach dem die Landes-
hauptstadt Dresden Férderungen nur vorzunehmen hat, wenn eine andere Finanzie-
rung der MaBnahme durch eigene Mittel des Aufgabentragers oder Drittmittel nicht
moglich ist (Prinzip der Angemessenheit).

(3) Die Bewilligung einer Zuwendung erfolgt nur an solche Zuwendungsempfangerinnen

und Zuwendungsempfanger, bei denen die Voraussetzung fiir eine ordnungsgemaRe
Geschaftsfiuhrung und eine zweckentsprechende Verwendung gewahrleistet ist.
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(4) Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger missen die fachliche Vo-
raussetzung zur Durchfiihrung der MalRnahme erflillen. Sie haben in geeigneter Form
darzustellen, dass auf dem jeweiligen Gebiet einschldgige Erfahrungen oder anwend-
bares Wissen vorhanden sind und zu erwarten ist, dass das Projekt organisatorisch,
wie fachlich, erfolgreich umgesetzt werden kann.

(5) Zuwendungen dirfen grundsatzlich nur an solche Antragstellerinnen und Antragstel-
ler ausgereicht werden, die vorrangig fir Dresdner Einwohnerinnen und Einwohner
tatig werden und die in der Landeshauptstadt Dresden ansadssig sind. In begriindeten
Fallen kann vom Standortprinzip abgewichen werden, wenn die Mehrzahl der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer bzw. Nutzerinnen und Nutzer Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Stadt Dresden sind.

(6) Zuwendungen werden nur an Antragstellende ausgereicht, deren geférderte Ange-
bote und Einrichtungen unabhéangig von einer Mitgliedschaft bei Zuwendungsemp-
fangerinnen und Zuwendungsempfangern oder einer konfessionellen Bindung oder
Religionszugehorigkeit zuganglich sind. Mitgliedern der Zuwendungsempfangerinnen
und Zuwendungsempfanger darf fur die Nutzung von Einrichtungen und Angeboten,
die nach dieser Richtlinie geférdert werden, kein Vorteil eingeraumt werden, Nicht-
Mitgliedern kein Nachteil entstehen. Die geférderten Angebote, MalRknahmen und
Projekte miissen zielgruppenbezogen allen Einwohnerinnen und Einwohnern der Lan-
deshauptstadt Dresden unabhangig von kultureller, ethnischer und sozialer Herkunft,
Geschlecht, Religions- oder Parteizugehorigkeit, Weltanschauung, Alter oder sexuel-
ler Identitdt zugdnglich sein. Des Weiteren soll niemand wegen der Art oder der
Schwere seiner Erkrankung oder Behinderung von dem geférderten Angebot ausge-
schlossen werden.

(7) Eine Forderung setzt voraus, dass ein ausgeglichener Wirtschaftsplan bzw. Kosten-
und Finanzierungsplan vorliegt. Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungs-
empfanger haben die Gesamtfinanzierung der beantragten MaRnahme sicherzustel-
len und nachzuweisen. Werden im Zusammenhang mit dem Zuwendungszweck Ein-
nahmen erzielt, sind diese in voller Hohe fiir den Zuwendungszweck einzusetzen. Alle
sonstigen Finanzierungsmoglichkeiten (wie Stiftungen und Spenden) sind auszu-
schopfen. Férdermoglichkeiten der EU, des Bundes und des Freistaates Sachsen sind
vorrangig in Anspruch zu nehmen und bei Antragstellung nachzuweisen.

(8) Die Antragstellerinnen und Antragsteller sollen einen angemessenen Eigenanteil zu
den zuwendungsfahigen Ausgaben einsetzen. Dieser kann aus Eigenmitteln (finanzi-
elle Mittel) und aus Eigenleistungen bestehen. Eigenleistungen sind Leistungen der
Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger, die keine tatsachlichen
Ausgaben verursachen. Bei der Bemessung der Eigenleistung ist grundsatzlich das
Mindestlohngesetz in der jeweils geltenden Fassung zu berlicksichtigen.
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(9) Bei der Bemessung der Hohe einer Zuwendung im Rahmen der zur Verfligung stehenden
Haushaltsmittel sind sowohl das Eigeninteresse und die Leistungskraft der Zuwen-
dungsempfangerin bzw. des Zuwendungsempfangers (angemessene Eigenmittel) an-
gemessen zu bericksichtigen.

(10) Auftretende Finanzierungsliicken sowie Mehrausgaben sind durch Eigenmittel oder
anderweitig aus Drittmitteln zu schlieRen, ausgenommen hiervon sind Mehrausga-
ben, die die Zuwendungsempfdngerinnen und Zuwendungsempfdnger nicht zu verant-
worten haben. ") Darlber hinaus sind die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwen-
dungsempfanger verpflichtet, die Landeshauptstadt Dresden unverziglich und unauf-
gefordert schriftlich zu informieren, sofern die Durchfiihrung der MaRnahme nicht
moglich oder gefdhrdet ist.

(11) Alle Kosten und Einnahmen, die in Verbindung mit dem Vorhaben entstehen, miissen
in der Buchfiihrung von allen anderen Tatigkeiten der Zuwendungsempfangerinnen
und Zuwendungsempfanger getrennt ausgewiesen werden (z. B. durch separate Kon-
ten oder einen geeigneten vorhabenbezogenen Buchfiihrungscode). AuBerdem ist
anzugeben, nach welchen Parametern die Zuordnung der Kosten und Einnahmen er-
folgt.

(12) Zuwendungen missen zweckgebunden sein und dirfen nur im Rahmen einer vom
Stadtrat beschlossenen, rechtsgiiltigen Haushaltssatzung erfolgen. Ist die Haushalts-
satzung zu Beginn des Haushaltsjahres noch nicht erlassen, gelten die rechtlichen Vor-
schriften zur vorlaufigen Haushaltsfihrung gemaR § 78 SachsGemO. Die haushalts-
rechtlichen Grundsatze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Nachrangigkeit sind
zu beachten.

(13) Im Antrag auf Zuwendung ist die Erklarung abzugeben, inwieweit eine Vorsteuerab-
zugsberechtigung nach § 15 UStG besteht. Bei Vorsteuerabzugsberechtigung sind im

Antrag Nettobetrdge auszuweisen.

(14) Jede an Dritte gewahrte Zuwendung ist vor Ausreichung auf ihre EU-beihilferechtliche
Relevanz zu prifen.

(15) Bei mehreren Zuwendungsgeberinnen und Zuwendungsgebern ist von jedem eine Be-
darfsbestatigung bzw. Bestatigung liber die Forderung vorzulegen.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(16) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger verpflichten sich zur
kooperativen Mitwirkung an der Entwicklung, Vernetzung und Qualitatssicherung der
sozialen Infrastruktur durch Beteiligung an sozialrdumlichen und stadtweit agieren-
den Fachgremien, in der Regel unter Federfihrung der Bewilligungsbehdrde sowie
zur statistischen Abbildung ihrer geférderten Angebote nach Vorgabe der Bewilli-
gungsbehorde.

(17) Die Einrichtungen sollen barrierefrei sein, die rdumlichen Bedingungen dem Zweck
angemessen sowie mit dem o6ffentlichen Personennahverkehr gut erreichbar sein.
Standorte sollen fiir den Zweck geeignet sein und in Abstimmung mit der Zuwen-
dungsgeberin (Bewilligungsbehorde) so gewdahlt werden, dass eine bedarfsgerechte
regionale Verteilung gegeben ist.

(18) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger sollen die Prinzipien
des Gender Mainstreaming, der Mehrgenerationsfiahigkeit, der Nachhaltigkeit und
der Integration/Inklusion beachten.

(19) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger haben sicherzustellen,
dass sie keine Personen, haupt- oder ehrenamtlich, beschdftigen, die rechtskrdftig we-
gen einer Straftrat nach §§ 171, 174 bis 174 ¢, 176 bis 181 a, 182 bis 184 f oder §§
225, 232 bis 233 a; 234, 235 oder 236 des StGB (Strafgesetzbuch) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. November 1998 [BGBI. | S. 3322], das zuletzt durch Artikel
5 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 [BGBI. | S. 95] gedindert worden ist, verurteilt sind.
Zu diesem Zweck sollte sich die Zuwendungsempfdngerinnen und Zuwendungsemp-
féinger vovn den zu beschdftigenden Personen ein erweitertes Fiihrungszeugnis nach
§ 30 a des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. ')

(20) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger sind zur regelmaRigen
Weiterbildung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und ehrenamtlich Engagierten
verpflichtet. Entsprechende Nachweise Uber erfolgte MalRlnahmen sind im Sachgebiet
zu dokumentieren.

(21) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger gemall Punkt 3. dieser
Richtlinie, welche mindestens 50 v. H. fir Miete und/oder Betriebskosten gefordert
bekommen, missen fir die regelmaRigen Treffen von geférderten Selbsthilfegruppen
und fir KleinmaBnahmen nach dieser Richtlinie ihre Rdume (bei Verflgbarkeit) un-
entgeltlich zur Verfligung stellen. Weiterhin sind durch die Zuwendungsempfangerin-
nen und Zuwendungsempfanger die Raumlichkeiten, insofern Toiletten flr Besucher-
verkehr vorhanden sind, diese mit Wirkung nach aullen flir Passanten grundsatzlich
zu offnen.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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5.

5.1

(1)

(2)

(3)

5.2

(1)

(2)

5.3

(1)

(2)

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
Zuwendungsart

Die Zuwendung wird als Projektforderung zur Deckung von zuwendungsfahigen Aus-
gaben gewahrt.

Zuwendungen fiir Projektforderung sind einmalige Zuwendungen zur Deckung von
Ausgaben der Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger fir einzelne,
zeitlich und inhaltlich abgegrenzte Vorhaben.

Eine Projektforderung kann auch als Zuwendung flr den investiven Bereich gewahrt
werden, wenn diese sich auf die Beschaffung oder Herstellung eines Vermdgensge-
genstandes bezieht sowie fiir BaumaRBnahmen, zum Beispiel Instandhaltung, Sanie-
rung oder Neubau.

Finanzierungsart

Die Bewilligung der Zuwendung nach dieser Fachférderrichtlinie erfolgt in der Regel
als Festbetragsfinanzierung (mit einem festen Betrag an den zuwendungsfahigen Aus-
gaben) und wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss gewahrt.

Neben der Festbetragsfinanzierung kommen auch die

- Anteilsfinanzierung (ein bestimmter Vomhundertsatz oder Anteil der zuwen-
dungsfahigen Ausgaben) oder

- (in Ausnahmefallen) die Fehlbedarfsfinanzierung (fir die Deckung eines Fehlbe-
darfs berechnet sich die Zuwendung nach dem Fehlbedarf der Zuwendungsemp-
fangerinnen und Zuwendungsempfanger bezogen auf die Gesamtausgaben nach
Abzug der Eigen- und Drittmittel) in Betracht.

Umfang und Hohe der Zuwendung

Die Zuwendung wird grundsatzlich als Teilfinanzierung bewilligt und auf einen Hochst-
betrag begrenzt.

Eine Vollfinanzierung ist nach Priifung des Einzelfalles moglich. Gleiches gilt fir den
Fall, dass nachweislich kein Eigenanteil erbracht werden kann. Bei der Vollfinanzie-
rung deckt die Zuwendung die gesamten zuwendungsfahigen Ausgaben. Die Zuwen-
dung ist bei der Bewilligung auf einen Hochstbetrag zu begrenzen; die bewilligte Zu-
wendung entspricht hierbei dem Hochstbetrag.

65. EL, 2024
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(3) Zuwendungsfahig konnen vorhabenbezogene Personal- und Sachausgaben sein. Die
zuwendungsfahigen Personal- und Sachkosten kénnen bis zu 100 v. H. geférdert wer-

den.

5.4  Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss im Rahmen einer Projektférderung
fir zeitlich begrenzte oder einmalige Vorhaben bezogen auf die zuwendungsfahigen Aus-

gaben gewahrt.

5.5 Bemessungsgrundlage

(1) Ausgaben, die das wirtschaftlich notwendige MaR (iberschreiten, sind bei der Bemes-
sung der Zuwendung nicht zu bericksichtigen.

(2) Zuwendungsfahige Ausgaben, die wahrend des Bewilligungszeitraums zur Erreichung
des Zuwendungszwecks unmittelbar erforderlich, geschaftsiblich und unter Beach-
tung der Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit angemessen sind, kon-
nen zum Beispiel sein:

- Personalausgaben
- Sachausgaben

e Kaltmiete/Pacht sowie Nebenkosten,

e Pflichtversicherungen

e Gebiihren,

e Verbrauchsmaterial, Biuromaterial,

e Gerdte, Ausstattungsgegenstande mit Anschaffungskosten bis zur
Wertgrenze nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) ")
(800,00 Euro),

e Telefon- und Internetgebliihren, Porto,

e Wartungen, Reparaturen,

e Reise- und Kraftfahrzeugkosten/Ubernachtung/Verpflegung,

e Offentlichkeitsarbeit/Veranstaltungskosten,

e Honorarzahlungen/Fremdleistungen/Unterauftragnehmer

- Investive Ausgaben (notwendige Anschaffungen von Ausstattungsgegenstdanden
mit Anschaffungskosten (iber der Wertgrenze nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Einkommen-
steuergesetz (EStG) (ab 800,00 Euro) ')

- BaumalRnahmen.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(3)

(4)

Zuwendungsfahige Personalausgaben sind die Entgeltbestandteile, Arbeitgeberan-
teile zur Sozialversicherung, Berufsgenossenschaft, Lohnfortzahlungspflichtversiche-
rungen, betriebliche Altersvorsorge sowie die Insolvenzgeldumlage, arbeitsmedizini-
sche Untersuchungen, Arbeitsschutz und Zusatzversorgung der Beschaftigten. Nicht
zuwendungsféhig sind dariiber hinaus Stellenanteile fiir jegliche Art der Leitung, wel-
che keine fallspezifische und/oder inhaltlich projektbezogene Arbeit umfassen. ")

Geforderte Personalstellen diirfen hochstens so wie eine vergleichbare Stelle nach
TVoD fir tariflich Beschaftigte der Landeshauptstadt Dresden bewertet werden (Bes-
serstellungsverbot). Als Grundlage zur Bewertung dienen die Bruttopersonalkosten
pro Jahr und Stelle. ")

Dies ist durch Einreichung eines auf das jeweils zu fordernde Projekt beziehungsweise
auf die zu férdernde Institution bezogenen Stellenplanes zu belegen, der Qualifikati-
onsnachweise und Einstufung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die dazu-
gehorigen Stellenbeschreibungen enthalt. Dartiberhinausgehende Ausgaben werden
bei der Festlegung der Zuwendungshdhe unberiicksichtigt gelassen.

Diese Einschrankung fir die Zuwendungsgewadhrung gilt auch dann, wenn die Zuwen-
dungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger fir die Aufgabenerledigung mehr
Beschaftigte einsetzen als dies die Landeshauptstadt Dresden vornehmen wiirde.

Offenzulegen sind insbesondere:

- Stellenbeschreibungen,

- Stellenplan ggf. zusatzlich Organigramm,

- Qualifizierungsnachweise,

- Bruttopersonalkosten pro Jahr und Stelle,

- Eingruppierung/Einstufung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
- einschlagige Berufserfahrung nach TVoD,

- Arbeitsvertrage.

Soweit aus der Zuwendung im zu férdernden Projekt ') Auszahlungen fur Personalaus-
gaben geleistet werden und der Gberwiegende Teil der Personalkosten (liber 50 v. H.)
aus Zuwendungen der 6ffentlichen Mittel finanziert werden, diirfen die Zuwendungs-
empfangerinnen und Zuwendungsempfanger ihre Beschaftigten finanziell nicht bes-
serstellen als vergleichbare Beschéftigte nach TVAD (Besserstellungsverbot). Diese
Regelung stellt eine Abweichung zu den Regelungen der als Anlage 1 dieser Richtlinie
beigefiigten Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférde-
rung durch die Landeshauptstadt Dresden (AN-Best-P LHD) dar. Die Regelung nach
ANbest-P LHD Punkt 1.4 wird hierbei nicht angewandt, sondern die Bestimmungen
nach Teil 1, Punkt 5.5, Absatz 4 Satz 6 dieser Fachférderrichtlinie. ) Hohere Vergitun-
gen als im jeweils gliltigen Tarifvertrag TVAD sowie sonstige iber- und aulertarifliche
Leistungen dirfen nicht gewahrt werden.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

Sachausgaben sind zuwendungsfdhig, soweit dies in den besonderen Teilen dieser
Fachforderrichtlinie nicht anders geregelt ist.

Die Kaltmiete/Pacht ist bis zur ortstiblichen Hohe (auf Grundlage eines glltigen Ver-
trages, soweit die getroffenen Vereinbarungen zweckmaRig und notwendig sind) zu-
wendungsfahig.

Versicherungsausgaben sind nur zuwendungsfahig, insoweit diese fiir den Zuwen-
dungszweck erforderlich sind.

Aufwandsentschddigungen fir ehrenamtlich Tatige sind maximal bis zum Mindest-
lohn nach dem Mindestlohngesetz zuwendungsfahig.

Zur Verwaltungsvereinfachung kann eine Verwaltungskostenumlage von bis zu 10 v.
H. der zuwendungsfahigen Personalausgaben fir Beschiftigte des Projektes angesetzt
werden (hiermit sind alle nicht unmittelbar dem Zuwendungszweck zuordenbaren
Ausgaben, beispielsweise fiir die zentrale Verwaltung oder Gemeinkosten, Aufwand
fiir Lohnbuchhaltung oder Wirtschaftspriifung, abgegolten). Nicht zuwendungsféhig
nach Satz 1 sind solche Personalausgaben, welche nachweislich durch Dritte fiir kon-
krete Personen gewdhrt werden. ')

(10) Insbesondere folgende Ausgaben sind nicht zuwendungsfahig und unterliegen nicht

dieser Fachforderrichtlinie:

- Zahlungsunwirksame Ausgaben (kassenmaRig nicht nachgewiesene Leistungen)
und Finanzierungsaufwendungen,

- die Erfullung der origindren Aufgaben eines Vereins bzw. einer Gesellschaft (z. B.
Vorstandsarbeit, Mitgliederversammlung, Haftpflichtversicherungen),

- Ausgleichsabgabe nach § 160 Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX) in der je-
weils geltenden Fassung,

- Darlehen insbesondere Tilgung, Zinsen, Disagio, ') Kreditprovisionen, Mahngebiih-
ren, Kautionen, Zwischenkreditzinsen, Bereitstellungszinsen, Sicherheitsleistun-
gen,

- Abschreibungen,

- nichtin Anspruch genommene Preisnachlasse (z. B. Skonti, Rabatte, Gutschriften),

- Genussmittel, Cateringausgaben, Getranke und Lebensmittel,

- Prasente, Feierlichkeiten, Ausfliige, Urlaubsreisen, Kultur- und Sportveranstaltun-
gen und sonstige Freizeitaktivitaten,

- BuRgelder, Geldstrafen, Rechtsstreitigkeiten u. a.,

- Rdlckstellungen,

- Honorarkosten Gber 100,00 Euro/Zeitstunde sowie zusatzliche Honorare fiir Be-
schaftigte der Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger, die am
Projekt im Rahmen ihrer Dienstzeit tatig sind.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(11) Abweichungen hinsichtlich der grundsatzlichen Férderfahigkeit von Kostenarten sind
in begriindeten Fallen moglich, wenn es der Zuwendungszweck ausdriicklich erfor-
dert.

(12) Der Zuwendungsgeberin sind auf Verlangen Nachweise zu den Ausgaben vorzulegen.
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

(1) In Publikationen, auf Internetseiten, bei Veranstaltungen und sonstigen 6ffentlich-
keitswirksamen Aktivititen sowie auf Hinweis- oder anderen Tafeln ist die Offentlich-
keit an einer gut sichtbaren Stelle auf die Zuwendung durch die Landeshauptstadt
Dresden hinzuweisen. Der Hinweis auf die Férderung durch die Landeshauptstadt
Dresden hat unter Verwendung des freigegebenen Logos der Landeshauptstadt Dres-
den zu erfolgen. Naheres bestimmen die Publizitdtsanforderungen der Landeshaupt-
stadt Dresden. Kommen die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfan-
ger ihrer Informationspflicht nicht nach, kann eine Riickforderung von mindestens 5
v. H. und hochstens 15 v. H. der gewadhrten Zuwendung geltend gemacht werden.

(2) Bei der Erneuerung von Hinweis- oder anderen Tafeln/Schildern soll das Projekt zu-
sdtzlich in englischer Sprache ausgewiesen werden. Weitere dem Projektinhalt dienli-
che Sprachen kénnen ergdnzt werden. Optional sollte Sprach-Barrieren in Publikatio-
nen, auf Internetseiten und sonstigen éffentlichkeitswirksamen Aktivitéten derart ent-
gegengewirkt werden, dass diese ebenfalls in englischer Sprache angeboten werden.
Sollte keine Erneuerung anstehen, so ist in geeigneter Weise fiir die Zwischenzeit eine
Ergénzung vorzunehmen. )

(3) Nicht beantragte Ausgaben konnen nachtraglich als zuwendungsfahige Ausgaben an-
erkannt werden, wenn diese unmittelbar nach Kenntnis angezeigt werden. Entstehen
Mehrkosten, sind diese mit Eigenmitteln zu finanzieren. Die belegten Sachkosten ge-
malk Kosten- und Finanzierungsplan sind bei der Festbetragsfinanzierung im vollen
Umfang gegenseitig deckungsfahig.

(4) Die Weitergabe an Dritte ist zuldssig, wenn z. B. Mittel fiir ein Gemeinschaftsprojekt
von mehreren Zuwendungsempféngerinnen und Zuwendungsempfdngern oder liber

einen Dachverband beantragt werden. )

(5) Eine Weiterleitung von Zuwendungen an Dritte ist ohne Zustimmung der Landes-
hauptstadt Dresden nicht gestattet.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(6)

(7)

(8)

7.1

(1)

(2)

Die Zuschiisse werden nur gewahrt, wenn bei der Zuwendungsempfangerin bzw. dem
Zuwendungsempfanger keine rechtskraftigen Zahlungsriickstande gegeniber der
Landeshauptstadt Dresden vorliegen.

Mit Einfiihrung des digitalen Férdermittelmanagements, dies umfasst das Férdermit-
telportal sowie das interne System Fomi.kommunal, der Landeshauptstadt Dresden in
der entsprechenden Bewilligungsbehdrde werden simtliche, mit der Zuwendung im
Zusammenhang stehenden relevante Daten, erfasst und unter Beachtung der daten-
schutzrechtlichen Vorschriften verarbeitet und gespeichert. ")

Sowohl im Zuwendungsverfahren als auch bei der Durchfiihrung der Férdervorhaben
werden die Beteiligten mit personenbezogenen Daten umgehen. Es ist sicherzustellen,
dass vor allem zur Gewdhrleistung des Schutzes der Betroffenen die in diesem Zusam-
menhang einschldgigen datenschutzrechtlichen Vorgaben beachtet werden. )

Verfahren
Antragsverfahren

Fir die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es eines Antrages der Zuwendungsemp-
fangerin bzw. des Zuwendungsempfangers. Der Antrag ist elektronisch tber das For-
dermittelportal der Landeshauptstadt Dresden (Fomi-Portal) zu stellen. In begriinde-
ten Ausnahmefallen kann mit vorheriger Bestatigung durch die Bewilligungsbehorde
der Antrag auch ausschlieBlich schriftlich unter Verwendung eines dafiir bereitgestell-
ten, aber nicht verdffentlichten Antragsformulars der Landeshauptstadt Dresden ein-
gereicht werden. ")

Fristwahrend ist der eingegangene Antrag erst dann, wenn er mit der rechtsverbindli-
chen Unterschrift bei der Bewilligungsbehérde vorliegt. Es gilt das Datum des Postein-
gangsstempels bei der Landeshauptstadt Dresden. Handelt es sich um einen aus-
schliefllich digital eingereichten Antrag, der bereits digital mit einer rechtsverbindli-
chen Unterschrift oder vergleichbarem rechtsverbindlichen Rahmen eingereicht
wurde und daher ein weiterer Eingang des schriftlichen Antrages nicht erforderlich ist,
gilt das Datum des tatsdchlichen Antragseingangs (digitaler Zeitstempel). ")

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(3) Zuwendungen diirfen grundsatzlich nur fiir solche Vorhaben bewilligt werden, die

(4)

(5)

(6)

(7)
(8)

noch nicht begonnen worden sind. Aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung kon-
nen die Antragstellerinnen und Antragsteller den Antrag auf vorzeitigen Mallnah-
menbeginn gleichzeitig mit dem Antrag auf Gewdhrung der Zuwendung einreichen
(Antrag vorzeitiger MaRnahmenbeginn). Die Zuwendungsempfangerinnen und Zu-
wendungsempfanger haben mit dem Beginn des Vorhabens zu warten, bis der vor-
zeitige MalBnahmenbeginn durch die zustdndige Bewilligungsbehorde erteilt wurde
oder der Zuwendungsbescheid zugegangen ist.

Als Projekt-/MaBnahmenbeginn ist der Abschluss eines der Ausfiihrung zuzurechnen-
den Lieferungs- und Leistungsvertrages zu werten. Bei BaumalBnahmen gelten Pla-
nung, Baugrunduntersuchungen, Grunderwerb und Herrichten des Grundstiicks (zum
Beispiel Gebdudeabbruch, Planieren) nicht als Beginn des Projektes, es sei denn, sie
sind alleiniger Zweck der Zuwendung.

Bei Projektforderung kann unter besonderen Voraussetzungen die zustandige Bewil-
ligungsbehdrde einen férderunschadlichen vorzeitigen Mallnahmenbeginn genehmi-
gen, wenn:

- sich aus dem Antrag ein erhebliches Interesse der Landeshauptstadt Dresden an
dem Vorhaben ergibt,

- die MaRBnahme bei Antragstellung noch nicht begonnen wurde,

- die Finanzierung des Vorhabens einschlieBlich etwaiger Kosten der Vorfinanzie-
rung und der Folgekosten nach Uberschldgiger Prifung als hinreichend gesichert
erscheint (Sicherung der Gesamtfinanzierung), eine sachliche Vorpriifung der
Malnahme ist erforderlich.

Der bestatigte forderunschadliche vorzeitige MalRnahmenbeginn generiert grund-
satzlich keinen Rechtsanspruch auf Zuwendung.

Besonderheiten fiir die einzelnen Férderbereiche sind in Teil 2 geregelt.

Die Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfénger sind verpflichtet, der
Bewilligungsbehérde Kopien (grundsditzlich in digitaler Form) der Geschdiftsunterlagen
mit dem Antrag bereitzustellen, insbesondere:

- Gesellschaftervertrag/Vereinssatzung,

- Eintragung Handels-/Vereinsregister,

- Bestdtigung des Finanzamtes (iber Gemeinniitzigkeit,
- Unbedenklichkeitsbescheinigungen HWK/IHK,

- Mietvertridge/Pachtvertrage. ')

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(9) Dem Antrag auf nichtinvestive MaBnahmen sind insbesondere beizufligen:
- Konzeption/Konzept, )
- Projektbeschreibung,
- Kosten- und Finanzierungsplan,
- Stellenplan, sofern die Gesamtkosten Personalkosten enthalten,
- Jahresarbeitsplan (nur zutreffend fir Selbsthilfegruppen),
- eine Erklarung, dass mit der MaBnahme noch nicht begonnen wurde.

(10) Ergeben sich im Laufe des Jahres bei den Zuwendungsempfangerinnen und Zuwen-
dungsempfingern personelle, inhaltliche, finanzielle und dhnliche Anderungen sind
diese der Bewilligungsbehdrde unverziiglich anzuzeigen und Unterlagen gegebenen-
falls nachzureichen.

(11) Die Priifung des Antrages obliegt der zustandigen Bewilligungsbehorde, welche den
Haushaltsansatz bewirtschaftet, aus dem die Zuwendung gezahlt werden soll. Bei
zwei oder mehreren Bewilligungsbehérden der Landeshauptstadt Dresden, des Frei-
staates Sachsen und/oder des Bundes und/oder der Europaischen Union als Zuwen-
dungsgeberin bzw. Zuwendungsgeber fir ein Projekt beziehungsweise eine Mal3-
nahme sollte die Bewilligung im Einvernehmen mit den Gbrigen Beteiligten nur Gber
eine Bewilligungsbehorde erfolgen. In jedem Fall haben die Zuwendungsgeberinnen
bzw. Zuwendungsgeber vor Bewilligung tGber die wesentlichen Forderkriterien Einver-
nehmen herzustellen. Fiir ein und dieselbe MaRnahme sollte die Auszahlung und Ab-
rechnung von Zuwendungen durch die Bewilligungsbehorde erfolgen, welche die
hochste Summe Zuwendungen bereitstellt.

(12) Das Ergebnis der Antragsprifung ist mit den Griinden zur Forderung oder Ablehnung
zu dokumentieren. Dabei kann auf andere Unterlagen (zum Beispiel Antrag und Zu-
wendungsbescheid) verwiesen werden.

7.2 Bewilligungsverfahren

(1) Die Bewilligung erfolgt tiber einen Zuwendungsbescheid oder ausnahmsweise durch
einen offentlich-rechtlichen Vertrag (Zuwendungsvertrag).

(2) Die Bewertung eines Projektantrages erfolgt nach folgenden Kriterien:
- Einordnung in die Fachfoérderrichtlinie,
- Bedarfsorientierung: Bedarfsanalyse bzw. Einordnung in Fachkonzepte und/oder
fachliche Zielstellungen der Landeshauptstadt Dresden,
- Schlussigkeit des MaRnahmenkonzeptes (Eignung fir Zuwendungszweck, die An-
forderungen, die Forderziele nach dem Gegenstand der Fachforderrichtlinie zu er-
reichen),

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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- Einordnung in die bestehende soziale Infrastruktur:
e zielgruppenspezifisch
e gesamtstadtisch oder gegebenenfalls sozialraumspezifisch
- bei Folgeprojekten: Wirksamkeit des Projektes im vorangegangenen Forderzeit-
raum.

(3) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger arbeiten nach den im
Bescheid festgelegten Zielvorgaben. In die Bescheide werden entsprechende Ziel- und
Wirkungsvorgaben aufgenommen.

(4) Antragstellerinnen und Antragsteller, deren Férderantrag nicht entsprochen wird, er-
halten einen schriftlichen Ablehnungsbescheid unter Angabe der Griinde.

7.3  Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

(1) Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt entsprechend den Vorgaben im Zuwendungs-
bescheid, ') wenn der Zuwendungsbescheid bestandskraftig geworden ist.

(2) Die Anforderung von Zuwendungen, welche von den Regelungen im Bescheid abwei-
chen, hat mittel Auszahlungsantrag zu erfolgen. Der Antrag ist elektronisch iiber das
Fordermittelportal der Landeshauptstadt Dresden (Fomi-Portal) zu stellen. In Ausnah-
mefillen kann der Antrag auch ausschliefSlich schriftlich unter Verwendung des ent-
sprechenden Antragsformulars der Landeshauptstadt Dresden eingereicht werden. )

(3) Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher ausgezahlt werden, als sie voraus-
sichtlich innerhalb von zwei Monaten fiir féllige Zahlungen/Ausgaben im Rahmen des
Zuwendungszweckes innerhalb eines Haushaltsjahres bendtigt wird, insofern kein
konkreter Auszahlungsplan im Bescheid vorgegeben wurde. ")

7.4 Verwendungsnachweisverfahren

(1) Der Verwendungsnachweis ist elektronisch Gber das Fordermittelportal der Landes-
hauptstadt Dresden (Fémi-Portal) einzureichen. In Ausnahmefallen kann mit vorheri-
ger Bestatigung durch die Bewilligungsbehdrde der Verwendungsnachweis auch aus-
schlieBlich schriftlich unter Verwendung des entsprechenden Formulars der Landes-
hauptstadt Dresden eingereicht werden.

(2) Grundsatzlich ist ein einfacher Verwendungsnachweis einzureichen, welcher aus ei-
nem zahlenmaRigen Nachweis sowie einem Sachbericht flir das abgelaufene Haus-
haltsjahr besteht.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

Im zahlenmaBigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangen-
den Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Haushalts- oder
Wirtschaftsplans beziehungsweise des Finanzierungsplans in summarischer Gliede-
rung darzustellen. Diese Regelung stellt eine Abweichung zu den Regelungen der als
Anlage 1 dieser Richtlinie beigefiigten Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwen-
dungen zur Projektférderung durch die Landeshauptstadt Dresden (ANBest-P LHD)
dar. Die Regelung nach ANBest-P LHD Punkt 6.4 wird hierbei nicht angewandt, son-
dern die Bestimmungen nach Teil 1, Punkt 7.4, Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit Teil
1, Punkt 7.4, Absatz 6 dieser Fachférderrichtlinie. )

Soweit nichts Anderes geregelt ist, sind im Sachbericht die erzielten Arbeitsergebnisse
bzw. Tendenzen und deren Auswirkungen darzustellen und zu erlautern. Ebenso sind
die Schwerpunkte fir das nachste Jahr zu fixieren und zu begriinden. Die Zuwen-
dungsempfangerinnen und Zuwendungsempfianger haben angebotsbezogene statis-
tische Daten und einen Sachbericht nach den Vorgaben der Bewilligungsbehorde vor-
zulegen. In dem Sachbericht sind unter anderem die Erreichung von Ziel- und Erfolgs-
vorgaben darzustellen.

Die Bewilligungsbehorde behalt sich vor, jegliche Verwendungsnachweise vertieft zu
prifen. Bei Anhaltspunkten fiir UnregelmaBigkeiten ist eine vertiefte Priifung zwin-
gend durchzufihren.

Dem Verwendungsnachweis sind auf Verlangen die Belegliste (Einnahmen und Aus-
gaben in zeitlicher Reihenfolge und voneinander getrennt ausgewiesen, Rechnungs-
und Zahlungsdatum, Empfanger/in, Einzahler/in sowie Grund und Einzelbetrag jeder
Zahlung) sowie die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) beziehungsweise
die dem Original gleichgestellten elektronischen Belege tber die Einzelzahlungen und
die Vertrage Uiber die Vergabe von Auftragen beizufiigen. Die Zuwendungsempfange-
rinnen und Zuwendungsempfanger haben im Verwendungsnachweis zu bestatigen,
dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren wor-
den ist und die Angaben mit den Blichern und Belegen lbereinstimmen.

Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger haben die Belege so-
wie alle sonst mit der Zuwendung zusammenhdngenden Unterlagen bis zum 31. De-
zember des zehnten Jahres, gerechnet ab Ende des Haushaltsjahres, in dem die Zu-
wendung gewahrt wurde, aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder
anderen Vorschriften oder aufgrund der Zweckbindungsfrist eine langere Aufbewah-
rungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung kénnen auch Bild- und Datentrdger ver-
wendet werden. Die Aufnahme- und Wiedergabeverfahren miissen den Grundsatzen
ordnungsgemalier Buchfihrung entsprechen.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(8) Die Verwendung der Zuwendung ist grundsatzlich innerhalb von drei Monaten nach
Abschluss der MalRnahme bzw. des Projektes schriftlich nachzuweisen, insofern im
Zuwendungsbescheid nichts Anderes geregelt wird.

(9) Die zustindige Bewilligungsbehérde informiert die Zuwendungsempfdnger in Form ei-
nes Priifvermerkes tiber das Ergebnis der Verwendungsnachweispriifung. ')

7.5 Allgemeine Vorschriften

(1) Im Ubrigen gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen der Landeshauptstadt Dres-
den und die in dieser Richtlinie zugelassenen Abweichungen fiir die Bewilligung, Aus-
zahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung.

(2) Fiir das gleiche Férdervorhaben kénnen andere dffentliche Mittel, beispielsweise an-
derer Fachdmter der Landeshauptstadt Dresden, anderer Kommunen, des Freistaats
Sachsen, des Bundes oder der Europdischen Union, zur Mitfinanzierung in Anspruch
genommen werden. Die finanzielle Beteiligung Dritter und Eigenanteile sind durch den
Antragssteller auszuweisen. Eine Doppelférderung der danach verbleibenden zuwen-
dungsfdhigen Ausgaben aus ffentlichen Mitteln ist ausgeschlossen. )

(3) Soweit ausnahmsweise eine Forderung durch mehrere Fachamter entsprechend der
jeweils vorhandenen Fachférderrichtlinien zugelassen wird, missen die erganzenden
oder abweichenden Fachforderrichtlinien fiir die konkurrierenden Bereiche ein ein-
heitliches Forderverfahren (ein Antrag, eine Prifung, ein Bewilligungsbescheid, ein
Verwendungsnachweis) vorsehen, soweit nicht aus zwingenden Griinden davon ab-
zusehen ist.

(4) Bei der Forderung im Rahmen einer Kofinanzierung finden die entsprechenden For-
derrichtlinien des Freistaates Sachsen, des Bundes, und der Europaischen Union oder
anderer 6ffentlicher Zuwendungsgeberinnen und Zuwendungsgeber Beachtung.

(5) Jede bzw. jeder die/der eine Zuwendung beantragt oder erhdlt, hat jegliche Mittei-
lungs-, Mitwirkungs- und Informationspflichten zu erfiillen bzw. ist den Aufforderun-
gen der Landeshauptstadt Dresden dazu nachzukommen. Jede Nichtbeachtung oder
Zuwiderhandlung kann zu einer Ablehnung des Antrags beziehungsweise zu einer
Riicknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides fiihren. ")

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(6)

(7)

(8)

(9)

Die Bewilligungsbehérde ist zu anlassbezogenen oder stichprobenartigen Priifungen
berechtigt. Das Rechnungspriifungsamt der Landeshauptstadt Dresden ist unabhén-
gig von der Priifung der Bewilligungsbehérde im Zusammenhang mit dem jeweiligem
Zuwendungsverfahren zur Priifung bei den Zuwendungsempféngern/-innen berech-
tigt. Es kann hierzu Blicher und Belege anfordern sowie (gegebenenfalls testierte) Jah-
resabschliisse (einschliefslich Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) und Bilanz) anfor-
dern und einsehen sowie eigene Erhebungen vornehmen, die zur Erfiillung der Aufga-
ben notwendig sind. ")

Unwirksamkeit, Rticknahme oder Widerruf von Zuwendungsbescheiden sowie die Er-
stattung der Zuwendung und die Verzinsung des Erstattungsanspruches richten sich
nach den gesetzlichen Regelungen. Verwiesen wird insbesondere auf die Vorschriften
des Verwaltungsverfahrensgesetzes, insbesondere §§ 43, 44, 48, 49, 49a VwVfG in
Verbindung mit § 1 SdchsVwVfZG, soweit nicht Spezialgesetze einschlégig sind. ")

Von der (Teil-)Riicknahme oder dem (Teil-)Widerruf des Zuwendungsbescheides sowie
der Riickforderung der Zuwendung oder auch der zu erstattenden Zinsen kann abge-
sehen werden, wenn die zu erstattenden Betrdge geringfiigiger als 50,00 Euro sind.
Bei der Auslibung des Ermessens gemdf Satz 1 sollte das Verhdltnis zur gewdhrten
Zuwendung beriicksichtigt werden. )

Fiir die Bearbeitung der Zuwendungsantréige und Erstellung der Zuwendungsbe-
scheide werden keine Kosten erhoben. Die Kostenentscheidung beruht auf § 11 Abs. 1
Nr. 8 SdchsVwKG. ")

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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Teil 2 Besondere Regelungen

Grundsatzlich gelten die allgemeinen Reglungen soweit in den besonderen Regelungen in
den Abschnitten A bis F nichts Anderes geregelt ist.

1 Abschnitt A Regelleistungen
1. Zuwendungszweck

Umsetzung von Projekten und MalBnahmen auf der Grundlage eines Fachplanes, Hand-
lungskonzeptes oder separater kommunalpolitischer Entscheidungen.

2. Gegenstand der Férderung

Hierunter fallen Projekte und MaRBnahmen insbesondere fir

- Menschen mit Behinderung,

- von hauslicher Gewalt betroffene Menschen,

- Menschen mit Migrationshintergrund mit dem Ziel der Integration und Teilhabe,

- Menschen, bei denen besondere Lebensverhaltnisse mit sozialen Schwierigkeiten
verbunden sind,

- Menschen mit geringem Einkommen,

- altere und alte Menschen sowie deren Bezugspersonen,

- Menschen mit vorpflegerischem Unterstltzungs- bzw. Pflegebedarf,

- schwerstkranke und sterbende Menschen sowie deren Bezugspersonen,

- anerkannte Betreuungsvereine sowie

- sonstige Projekte und MaRnahmen mit einer besonderen Bedeutung fiir die sozi-
ale Infrastruktur der Landeshauptstadt Dresden.

3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger

(1) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger sind in Teil 1, Punkt 3
dieser Fachforderrichtlinie bezeichnet.

(2) In begriindeten Einzelfillen kdnnen natirliche Personen (gem. §§ 1,2 BGB) Zuwen-
dungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger fir Projekte bis zu einem Forder-
volumen von maximal 3.500 Euro sein.

4, Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Die Zuwendungsvoraussetzungen sind in Teil 1, Punkt 4 dieser Fachférderrichtlinie
geregelt.
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(2)

(1)
(2)

Nach Priifung des Einzelfalles kann von der Regelung zum angemessenen Eigenanteil
nach Teil 1, Punkt 4 Abs. 8 abgewichen werden.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
Es gelten die Bestimmungen gemalR Teil 1, Punkt 5 dieser Fachforderrichtlinie.
Bei anerkannten Betreuungsvereinen bestimmen sich Art und Umfang und Hohe der
Zuwendung nach den jeweiligen aktuellen gesetzlichen Regelungen sowie dem ent-

sprechenden Fachplan.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die sonstigen Zuwendungsbestimmungen sind in Teil 1, Punkt 6 dieser Fachforderrichtli-
nie geregelt.

7.

(1)

(2)

(3)

(4)

Verfahren

Die allgemeinen Regelungen zum Verfahren sind in Teil 1, Punkt 7 dieser Fachférder-
richtlinie fixiert.

Termin zur Antragstellung fiir Zuwendungen nichtinvestiver MalRnahmen (Personal-
und Sachkosten) ist grundsatzlich der 31. Marz des Vorjahres fiir die Doppelhaushalts-
jahre. Spater eingehende Antradge sind als Nachtrdage zu behandeln und kénnen nur
insoweit bericksichtigt werden, wie noch Haushaltsmittel verfligbar sind. Die Verwal-
tung kann von der Antragsfrist abweichen, wenn ein besonderes sozialpolitisches In-
teresse besteht. Dariber hinaus kann die Landeshauptstadt Dresden - vorbehaltlich
der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel — jederzeit zur Einreichung von Antra-
gen zur Forderung fiir konkrete Leistungen/Aufgaben der Daseinsflirsorge aufrufen.
Wenn zum Beginn des Haushaltsjahres noch kein Zuwendungsbescheid ergangen ist,
kénnen in begriindeten Einzelfdllen zur Aufrechterhaltung von auf Dauer angelegten
Projekten Abschlagszahlungen gewadhrt werden. Fiir die Beantragung einer Ab-
schlagszahlung ist ein begriindeter schriftlicher Antrag zu stellen. Uber die Gewé&h-
rung von Abschlagszahlungen ergeht ein gesonderter Bescheid. Die Hohe der Ab-
schlagszahlungen richtet sich nach den fir den Zuwendungszweck notwendigen un-
abweislichen laufenden monatlichen Kosten. Es handelt sich ausschlieBlich um vor-
l[aufige Leistungen unter dem Vorbehalt der Riickforderung. Ein Rechtsanspruch auf
endgultige Forderung entsteht hieraus nicht.

Bei anerkannten Betreuungsvereinen gilt auch der Prifvermerk der Gberdrtlichen Be-
treuungsbehorde als Verwendungsnachweis.
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2 Abschnitt B Weiterentwicklung von Vorhaben mit besonderem kommunalen Inte-
resse

1. Zuwendungszweck

Umsetzung von Projekten und MaBnahmen auf der Grundlage eines substantiierten Be-
darfes.

2. Gegenstand der Forderung
Hierunter fallt die Férderung von Projekten und Mallnahmen von kommunaler Bedeu-
tung zur Erprobung und Weiterentwicklung von Strukturen, insbesondere:

- Modellprojekte

e Erprobung neuer Methoden

e Reaktion auf unvorhersehbare Bedarfe

e Implementierung von erfolgreich erprobten Handlungsansatzen

e zur Verbesserung der Mitwirkung, des Engagements und der Beteili-
gung an der Gestaltung des Gemeinwesens

- wissenschaftliche Expertisen und Evaluationen zur Wirkung und Effizienz von Leis-
tungen

3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfinger

Es gelten die Regelungen in Teil 2, Abschnitt A, Punkt 3 dieser Fachférderrichtlinie.
4, Zuwendungsvoraussetzungen

Es gelten die Regelungen in Teil 2, Abschnitt A, Punkt 4 dieser Fachférderrichtlinie.
5. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
Es gelten die Regelungen in Teil 2, Abschnitt A, Punkt 5 dieser Fachférderrichtlinie.
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die sonstigen Zuwendungsbestimmungen sind in Teil 1, Punkt 6 dieser Fachforderrichtli-
nie fixiert.

7. Verfahren

Es gelten die Regelungen in Teil 2, Abschnitt A, Punkt 7 dieser Fachforderrichtlinie.
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3 Abschnitt C Gruppenangebote und KleinmalRnahmen
1. Zuwendungszweck

Umsetzung von Projekten und MalBnahmen auf der Grundlage eines substantiierten Be-
darfes.

2. Gegenstand der Férderung

Forderung
- unterjahriger Projekte und Mallnahmen fiir einen bestimmten Zeitraum zur Un-
terstitzung selbstorganisierter Gruppen
e insbesondere Selbsthilfegruppen mit besonderer gesundheitlicher und
sozialer Thematik
- Malnahmen im Rahmen des Pflegebudgets sowie
- KleinmalRnahmen im Sinne von Teil 2 Abschnitt A, Punkt 2
e MaBnahmen mit geringem zeitlichen Vorlauf, befristetem Charakter
und mit einem maximalen Férderbetrag in Hohe von 5.000 Euro

3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfinger

(1) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfianger sind in Teil 1, Punkt 3
dieser Fachfoérderrichtlinie bezeichnet.

(2) In begriindeten Einzelfdllen kénnen natirliche Personen (gem. §§ 1,2 BGB) Zuwen-
dungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger fur Projekte bis zu einem Forder-
volumen von maximal 3.500 Euro sein.

(3) Selbsthilfegruppen kénnen dann Zuwendungsempfanger sein, wenn folgende Vo-
raussetzungen einschlagig sind:

- die Selbsthilfegruppe in der Stadt Dresden tatig ist,

- die Selbsthilfegruppe mindestens sechs Mitglieder hat,

- die Selbsthilfegruppe grundsatzlich offen ist fir weitere interessierte Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer des jeweiligen Themenbereichs,

- die Selbsthilfegruppe mindestens ein halbes Jahr besteht (ab Registrierung bei der
Kontakt- und Informationsstelle Selbsthilfegruppen (KISS)) und sich regelmaBig
trifft,

- die Selbsthilfegruppe nicht gewinnorientiert arbeitet sowie

- die Anforderungen der giiltigen rechtlichen Normen zur Selbsthilfeforderung des
Freistaates Sachsen erfllt sind.
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(4)

(1)
(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

Forderfahig sind Selbsthilfegruppen in den Bereichen gesundheitliche und soziale

Selbsthilfe. Nicht forderfahig sind insbesondere:

- Gruppen, die Uberwiegend aulRenorientiert arbeiten,

- Vereins- und Verbandsarbeit,

- Freizeitaktivitaten,

- standig professionell angeleitete Gruppenangebote,

- Arbeit von Gruppen, deren politische Neutralitat und weltanschauliche Offenheit
nicht gegeben ist.

Zuwendungsvoraussetzungen
Es gelten die Regelungen in Teil 2, Abschnitt A, Punkt 4 dieser Fachforderrichtlinie.

Nach Priifung des Einzelfalles kann von der Regelung zum angemessenen Eigenanteil
abgewichen werden.

Bei gesundheitlichen Selbsthilfegruppen erfolgt eine Erganzungsfinanzierung zu Mal3-
nahmen nach § 20 h SGB V (Férderung von Selbsthilfegruppen) zur gesundheitlichen
Pravention oder Rehabilitation oder nach § 31 SGB VI (Zuwendung der Deutschen
Rentenversicherung fir Einrichtungen, die auf dem Gebiet der Rehabilitation for-
schen oder die Rehabilitation fordern). Hierunter kdnnen Selbsthilfegruppen aus dem
Bereich Sucht fallen.

Sofern die zum Zeitpunkt der Férderung aktuell giiltigen rechtlichen Normen des Frei-
staats Sachsen eine Kofinanzierung durch die Kommune vorsehen, wird der gefor-
derte Mindestsatz von Hundert als Bemessungsgrundlage fiir die Hohe der auszu-
reichenden kommunalen Zuwendung um den von der Selbsthilfegruppe zu leistenden
Eigenanteil aufgestockt und als Zuwendung ausgereicht.

Die Festlegungen von Teil 1, Punkt 4.2., Absatz 5 haben empfehlenden Charakter.
Art, Umfang und Hohe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage

Es gelten die Bestimmungen gemdR Teil 1, Punkt 5 dieser Fachférderrichtlinie. Abwei-
chend davon werden nur Sachausgaben geférdert.

Es ist zuldssig, dass fur die Sachausgaben auch eine pauschale Férderung vollzogen
wird. Diese Pauschalen sind vom Stadtrat bzw. dessen nachgeordneten Gremien zu
beschliellen.
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(3) Fur die Anwendung von Pauschalen im Bereich der Selbsthilfe wird im Férderkreis
Selbsthilfe fir maximal des Zeitraums des Doppelhaushaltes eine Empfehlung Gber
die Hohe der Pauschalen erarbeitet. Unter Beachtung der Empfehlung des Férder-
kreises legt das Sozialamt die Pauschalen fest, welche die Arbeitsgrundlage fiir die
Bearbeitung der Férderantrige bilden. Die Regelung wird in Form einer Durchfiih-
rungsbestimmung auf www.dresden.de veréffentlicht. )

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die sonstigen Zuwendungsbestimmungen sind in Teil 1, Punkt 6 dieser Fachférderrichtli-
nie geregelt.

7. Verfahren

(1) Die allgemeinen Regelungen zum Verfahren sind in Teil 1, Punkt 7 dieser Fachférder-
richtlinie fixiert.

(2) Die Antragstellung fir Zuwendungen nach Punkt 2 kann ganzjdhrig erfolgen. Eingang
des Antrages sollte zwei Monate vor Beginn der MafSnahme sein. ")

(3) Die Antrage von Selbsthilfegruppen sind spatestens zum 31.10. des Vorjahres zu stel-
len. In begriindeten Ausnahmefallen ist auch eine unterjahrige Antragstellung mog-
lich.

(4) Die Antrage der Selbsthilfegruppen werden durch den Forderkreis Selbsthilfe Dres-

den begutachtet, beraten und mit einer Férderempfehlung an die Bewilligungsbe-
horde (ibergeben.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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Abschnitt D fachspezifische EinzelmaBnahmen
1. Zuwendungszweck
Umsetzung von MalRnahmen der kommunalen Beschaftigungsforderung.
2. Gegenstand der Forderung
Forderung von Projekten und MaBBnahmen insbesondere fiir
- erwerbsfahige Leistungsberechtigte nach SGB I,
- Leistungsberechtigte nach SGB XII,
- potenzielle SGB Il/SGB XIl Empfdnger und Empféngerinnen ') sowie
- gemeinnitzige Arbeitsgelegenheiten flir zugewanderte Menschen im Kontext von
Flucht und Asyl sowie SGB XII.")

3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfinger

(1) Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger sind in Teil 1, Punkt 3
dieser Fachfoérderrichtlinie bezeichnet.

(2) In begriindeten Einzelfdllen kénnen natirliche Personen (gem. §§ 1,2 BGB) Zuwen-
dungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger fur Projekte bis zu einem Forder-
volumen von maximal 3.500 Euro sein.

4, Zuwendungsvoraussetzungen

Es gelten die Regelungen in Teil 2, Abschnitt A, Punkt 4 dieser Fachforderrichtlinie.

5. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage

(1) Es gelten die Bestimmungen gemaR Teil 1, Punkt 5 dieser Fachférderrichtlinie. Abwei-
chend davon werden nur Sachausgaben gefordert; mit Ausnahme der Arbeitsgelegen-
heiten. ")

(2) Es ist zulassig, dass fir die Sachausgaben auch eine pauschale Férderung vollzogen

wird. Diese Pauschalen sind vom Stadtrat bzw. dessen nachgeordneten Gremien zu
beschliellen.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die sonstigen Zuwendungsbestimmungen sind in Teil 1, Punkt 6 dieser Fachférderrichtli-
nie fixiert.

7. Verfahren

(1) Die allgemeinen Regelungen zum Verfahren sind in Teil 1, Punkt 7 dieser Fachforder-
richtlinie fixiert.

(2) Die Antragstellung fiir Zuwendungen nach Punkt 2 kann ganzjahrig erfolgen. Eingang
des Antrages sollte zwei Monate vor Beginn der MafsSnahme sein. ")

Abschnitt E Investitionen fiir BaumalBnahmen

1. Zuwendungszweck

(1) Entrichtung kommunaler Pflichtanteile (Kofinanzierung) fiir investive Baumalinah-
men entsprechend Forderrichtlinien des Freistaates Sachsen und/oder des Bundes fiir
die unter Abschnitt A bis C genannten Angebote.

(2) Freiwillige Zuwendungen der Landeshauptstadt Dresden fir investive Baumalinah-
men fir die unter Abschnitt A und B genannten Angebote.

2. Gegenstand der Forderung

Gefordert werden Neubau, Sanierung, Modernisierung und Erhalt der fiir den Betrieb er-

forderlichen baulichen Rahmenbedingungen sowie die Ausstattung fiir Einrichtungen der

unter Abschnitt A bis C genannten Angebote.

3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfinger

Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger sind in Teil 1, Punkt 3 dieser
Fachforderrichtlinie bezeichnet.

4, Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Die Zuwendungsvoraussetzungen sind in Teil 1, Punkt 4 dieser Fachférderrichtlinie
geregelt.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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(2)

(3)

(1)
(2)

(3)

(4)

Die Anspruchsberechtigung fiir eine Forderung fiir BaumalRnahmen besteht nur,
wenn die Einrichtung fur eine investive Forderung im Rahmen des entsprechenden
Fachplanes vorgesehen ist oder ein langfristiger Bedarf von der Bewilligungsbehérde
bestatigt wird.

Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger missen Eigentliimer
des zu bebauenden Grundstilickes bzw. des umzubauenden Gebadudes oder Inhaber
eines langfristigen Erbbaurechts sein.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage

Es gelten die Bestimmungen gemal Teil 1, Punkt 5 dieser Fachforderrichtlinie.

Bei Kofinanzierung gelten die Rahmenbedingungen, beispielsweise zu Eigenmitteln,
der entsprechenden Forderrichtlinien des Freistaates Sachsen und/oder des Bundes.

Bei freiwillige Zuwendungen haben Antragstellerinnen und Antragsteller mindestens
10 v. H. der zuwendungsfahigen Ausgaben aus Eigenmitteln (finanzielle Mittel) aufzu-
bringen.

Zuwendungsfahig sind die Ausgaben nach den Kostengruppen 300 bis 700 der DIN
276.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die sonstigen Zuwendungsbestimmungen sind in Teil 1, Punkt 6 dieser Fachforderrichtli-
nie fixiert.

7.

(1)

(2)
(3)

Verfahren

Die allgemeinen Regelungen zum Verfahren sind in Teil 1, Punkt 7 dieser Fachférder-
richtlinie fixiert.

Antrage auf investive BaumalRnahmen kénnen ganzjahrig eingereicht werden.

Dem Antrag sind insbesondere beizufligen bzw. gegebenenfalls nachzureichen:

- Eigentumsnachweis bzw. Nachweis eines langfristigen Erbbaurechtes,

- Planungsunterlagen,

- Projektbeschreibung,

- Bau-und Raumprogramm (Kostenermittlung nach DIN 276, Flachenzusammenstel-
lung nach DIN 277),
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- Kosten- und Finanzierungsplan,

- gegebenenfalls weitere Unterlagen (Vorbescheide, Stellungnahmen oder sonstige
Nachweise),

- eine Erklarung, dass mit der Malinahme noch nicht begonnen worden ist.

(4) Ist gemal § 44 SGHO eine dingliche Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruches
vorzunehmen, wird dies grundsatzlich durch die Eintragung einer mit 10 v. H. zu ver-
zinsenden, jederzeit falligen Buchgrundschuld in Hohe der gewdhrten Zuwendung zu-
gunsten der LHD vorgenommen, gleichrangig mit anderen 6ffentlichen Zuwendungs-
geberinnen und Zuwendungsgebern.

4  Abschnitt F Investitionen fiir bewegliche Sachen des Anlagevermégens

1. Zuwendungszweck

Zweck der Zuwendung ist die Herstellung oder Erhaltung der Arbeitsfahigkeit in den Pro-
jekten.

2. Gegenstand der Forderung

Gefordert werden investive Sachmittel mit Anschaffungskosten lGiber der Wertgrenze nach
§ 6 Abs. 2 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) (ab 800,00 Euro) ') fur regelmaRige ganz-
jahrige Leistungen auf der Grundlage eines Fachplanes, Handlungskonzeptes oder separa-
ter kommunalpolitischer Entscheidungen fiir die unter Abschnitt A bis C genannten Ge-
genstande.

3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfinger

Die Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger sind in Teil 1, Punkt 3 dieser
Fachforderrichtlinie bezeichnet.

4, Zuwendungsvoraussetzungen

(1) Die Zuwendungsvoraussetzungen sind in Teil 1, Punkt 4 dieser Fachférderrichtlinie
geregelt.

(2) Die Antragstellerinnen und Antragsteller haben einen angemessenen Eigenanteil zu
den zuwendungsfahigen Ausgaben einzusetzen. Dieser hat mindestens 10 v. H. der

zuwendungsfahigen Ausgaben zu betragen und aus Eigenmitteln (finanzielle Mittel)
zu erfolgen.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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5. Art, Umfang und Hohe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
Es gelten die Bestimmungen gemal Teil 1, Punkt 5 dieser Fachforderrichtlinie.
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

(1) Die sonstigen Zuwendungsbestimmungen sind in Teil 1, Punkt 6 dieser Fachforder-
richtlinie fixiert.

(2) Die geférderten investiven Sachmittel unterliegen einer Zweckbindungsfrist, welche
sich an die AfA-Tabelle fiir die allgemein verwendbaren Anlagegiiter (AfA-Tabelle
,AV”) des Bundesministeriums der Finanzen orientiert. ")

7. Verfahren

(1) Die allgemeinen Regelungen zum Verfahren sind in Teil 1, Punkt 7 dieser Fachforder-
richtlinie fixiert.

(2) Antrage auf Investitionen fiir MaRnahmen zur Férderung beweglicher Sachen des An-
lagevermogens kdnnen ganzjahrig eingereicht werden.

(3) Dem Antrag sind insbesondere beizufligen:
- Projektbeschreibung,
- Kosten- und Finanzierungsplan,
- drei Vergleichsangebote,
- eine Erklarung, dass mit der MaRnahme noch nicht begonnen worden ist.

') Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr. e48-05-2024, vom 28.05.2024
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5 Teil 3 Inkrafttreten

(1) Diese Fachforderrichtlinie tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Forderrichtlinie des Sozialamtes vom 19. Oktober 2009 sowie die Richt-
linie der Landeshauptstadt Dresden zur Férderung von anerkannten Betreuungsver-
einen vom 18. Juli 2007 aulRer Kraft.

(2) Die Anlagen konnen durch die Verwaltung bei Bedarf angepasst und gedndert wer-
den, ohne dass es einer erneuten Beschlussfassung bedarf.

Dresden, 25. Mdrz 2022

gez. Dirk Hilbert
Oberbiirgermeister der
Landeshauptstadt Dresden

65. EL, 2024 33



	Teil 1 Allgemeine Regelungen
	1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
	1.1.  Zuwendungszweck
	1.2.  Rechtsgrundlagen
	2. Gegenstand der Förderung
	3.  Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	4.  Zuwendungsvoraussetzungen
	5.  Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
	5.1 Zuwendungsart
	5.2 Finanzierungsart
	5.3 Umfang und Höhe der Zuwendung
	5.4 Form der Zuwendung
	5.5 Bemessungsgrundlage
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren
	7.1 Antragsverfahren
	7.2 Bewilligungsverfahren
	7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren
	7.4 Verwendungsnachweisverfahren
	7.5 Allgemeine Vorschriften
	1 Abschnitt A Regelleistungen
	1. Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren

	2 Abschnitt B Weiterentwicklung von Vorhaben mit besonderem kommunalen Interesse
	1. Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren

	3 Abschnitt C Gruppenangebote und Kleinmaßnahmen
	1. Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren
	1. Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren
	1. Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren

	4 Abschnitt F Investitionen für bewegliche Sachen des Anlagevermögens
	1. Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Form und Bemessungsgrundlage
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren

	5 Teil 3 Inkrafttreten

